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Raumordnung und Landesplanung
Ministerialrat Dr. jur. Erwin Muermann, Bad Godesberg

A us der Flugzeugperspektive zeigt sldi die über
flogene Landschaft dem Beschauer ln Ihrer ganzen 

Vielfalt mit Ebenen und bewaldeten Höhenzügen, 
Flußläufen und Seen, Städten, Dörfern und V erkehrs
bändern. W o der M ensdi im Laufe der Zeit von den 
prim itivsten Anfängen an  bis zumEinsatz der verfelnert- 
sten tedinisdien Mittel seine Umwelt zur Sicherung 
seiner Lebensgrundlage formend gestaltet hat, fanden 
die Ergebnisse dieser Tätigkeit ihren Niedersdilag in 
der Landschaft. Von der W eite des Raumes, der von 
dem Menschen zunächst nur nomadisierend genutzt 
wurde, ging die Entwicklung des europäischen Kon
tinents über die Seßhaftmachung der Menschen, ver
bunden mit ständiger Landinanspruchnahme, zu der 
Raumenge des technischen Zeitalters mit allen ihren 
bekannten Folgeerscheinungen. W ährend zunächst 
Land in scheinbar unbeschränkter Fülle der ropnsch- 
lichen Nutzung zur Verfügung stand und raumord
nende Maßnahmen überflüssig waren, führte die W ei
terentwicklung zwangsläufig dazu, die immer knapper 
werdende »Landdecke“ bei der Vielzahl der landinan
spruchnehmenden und teilweise sich überschneidenden 
V orhaben unter bestimmten wirtschaftlichen und sozi
alen Gesichtspunkten zu nutzen. Das Prinzip des 
„Laissez faire, laissez aller" bei jeder Landinanspruch
nahm e fand seine automatische Begrenzung dort, wo 
die „Landdecfce" zu knapp geworden war, wo also 
unter Berücksichtigung der Lebensinteressen der All
gemeinheit jede großräumige Inanspruchnahme von 
Land nicht mehr Sache der Einzelnen oder von In ter
essengruppen, sondern hinsichtlich der Einordnung ins 
Ganze ein Anliegen der Gesamtheit geworden war. 
So gesehen, sind raumordnende Maßnahmen in dem 
Augenblick notwendig geworden, als die Sicherung 
der Ernährungsgrundlage durch bäuerliche Nutzung 
mit dem Landanspruch der W ohnsiedlungen, der Indu
strie, des Verkehrs und anderer landinanspruchneh
mender Faktoren in Einklang gebracht werden mußte. 
Da sich diese Entwicklung von der Raumweite zur 
Raumenge während der letzten hundert Jah re in 
einem sich ständig steigernden und von der Techni
sierung bestimmten Tempo vollzog, wurde die Not
wendigkeit raumordnender Maßnahmen in den wenig
sten Fällen von vornherein klar erkannt, sondern er
gab sich erst in dem Augenblick, als sich die nach
teiligen Folgen falscher oder volkswirtschaftlich nicht 
vertretbarer Landnutzungen zeigten.

GESUNDE UND KRANKE LANDSCHAFTEN 

Wenn man bei einer solchen Betrachtung der großen 
Zusammenhänge von einer kranken Landschaft im 
Gegensatz zu einer gesunden spricht, dann sind damit

die Auswirkungen derjenigen menschlichen Eingriffe 
gemeint, die die Struktur einer organisch gewachsenen 
Landschaft gestört oder zerstört haben. Wo früher bei
spielsweise dichte W aldgebiete waren, die ihren w irt
schaftlichen Zweck als Holzreservoir und W asser
speicher sinnvoll erfüllten, breiten sich heute oft w eite 
agrarisch genutzte Flächen aus, die in einer kranken 
Landschaft die Gefahr einer Versteppung herauf- 
beschwörenj wo menschliche Siedlungen am Beispiel 
eines mittelalterlichen Stadtbildes gemessen die ge
konnte Verbindung von Arbeits- und W ohnraum mit 
Profan- und Sakralbauten in einem oft meisterlich ab
gewogenen Raumgefühl zeigten, haben Industrialisie
rung und Verkehrsentwicklung im 19. Jahrhundert zu 
den unerfreulichen Erscheinungen unorganisch empor- 
geschossener Großstädte geführt, denen jeder Maßstab 
und jede Gliederung fehlt. Mit der fortschreitenden 
Industrialisierung sind Bodenschätze und V erkehrs
verbindungen für viele Industriezweige die bestimmen
den Standortfaktoren geworden, die es erforderlich 
machen, immer mehr Menschen auf einem beschränk
ten Raum unterzubringen, sie zu versorgen und ihnen 
Lebensmöglichkeiten zu bieten, die eine gesunde 
seelische und körperliche Entwicklung ermöglichen und 
sie vor der Gefahr einer seelenlosen Vermassung 
bewahren.
Wo die Krankheitssymptome einer Landschaft erkannt 
sind, die ihre W urzel in verfehlten menschlichen Maß
nahmen oder in fahrlässiger Nichtachtung organischer 
W achstumsgesetze haben, wird man nach einer Thera
pie suchen mit dem Ziel, die Gesundung dieser Land
schaft oder eines Siedlungsgebietes durch Maßnahmen 
zu erreichen, für die der Begriff „Raumordnung" ge
prägt worden ist. In k larer Erkenntnis einmal ge
machter Fehler soll sich diese Tätigkeit nicht darauf 
beschränken, diese Fehler zu beseitigen bzw. zu mil
dern, sondern sie soll darüber hinaus in die Zukunft 
weisend ihre W iederholung verhindern und die Wech
selbeziehung zwischen Mensch, Raum und Zeit in 
organische Bahnen lenken.
So betrachtet ist eine raumordnende Tätigkeit, die den 
Menschen und seine Lebensbedingungen in den M ittel
punkt ihrer Überlegungen stellt, weder etwas Neues, 
noch an ein bestimmtes W irtschaftssystem Gebundenes, 
noch eine deutsche „Erfindung". W enn m an im Verlauf 
der Menschheitsgeschichte die kolonisatorische Lei
stung der Ägypter im N iltal verfolgt oder den Bau 
des limes romanus oder noch heute auf Straßen fährt, 
die ihre Planung und Durchführung Napoleon v er
danken, alles sind raumordnende Maßnahmen, von 
Menschen erdacht und für menschliche Ziele verw irk-
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lidit. So wollen audi die Probleme der Raumordnung 
nur aus einer w eltweiten Sdiau gesehen werden, un
beschadet dessen, daß sich die einzelnen Maßnahmen 
zunächst im kleinsten Raum auswirken. So wichtig es 
ist, daß die einzelne Zelle gesund ist, weil erst dann 
der Gesamtorganismus voll funktionsfähig wird, so 
w irkt es sich verhängnisvoll aus, wenn das Bestreben 
der Gesunderhaltung der Einzelzelle zu einer „Alles- 
für-mich-Haltung" verführt.
Im Leben eines Staatsorganismus, der dem Menschen 
dienen will, gelten die gleichen Grundsätze. Politische 
Grenzen sind im Rahmen der Realisierung bestimmter 
Maßnahmen notwendig, sie sind aber ein notwendiges 
Übel und keine chinesische Mauer. W er eine Land
karte mit dem fein verästelten Spinnengewebe der 
Kreis-, Länder- und Staatsgrenzen betrachtet, der sollte 
keinen Augenblick vergessen, daß das gedachte Linien 
sind, als deren Symbole Grenzsteine, Zollschranken 
und in ihrer letzten unerbittlichen Konsequenz ein 
eiserner Vorhang übrig bleiben. Jeder Historiker kann 
mit einer Fülle von Beispielen belegen, daß bei der 
Festlegung dieser Grenzen oft die einseitigsten macht
politischen Gesichtspunkte, selten aber die Rücksicht
nahme auf menschliche Lebensrechte und auf die orga
nische Struktur des ihnen dienenden Raumes Pate ge
standen haben. Diese Feststellung schließt nicht aus, 
daß bei der Betrachtung des deutschen Raumes die 
V ielfalt stammesmäßiger Eigenarten, kultureller und 
wirtschaftlicher Leistungen erst das bunte unschema
tische und lebenskräftige Gesamtbild gibt, voraus
gesetzt, daß der Akzent auf die dienende und sich ein
fügende Funktion dieser Zellen gelegt wird.

BEGRIFF UND AUFGABEN 

Unter dem Begriff „Landesplanung" ist diejenige Tätig
keit zu verstehen, die die Gedanken einer übergeord
neten strukturellen Gliederung eines bestimmten Rau
mes zusammenfaßt und ihre Verwirklichung im W ege 
freiwillig beschlossener oder verwaltungsrechtlicher 
Maßnahmen vorsieht. Planen bedeutet in diesem Zu
sammenhang disponieren, vorausschauend arbeiten 
und koordinieren in dem gleichen Sinn, wie jeder 
W irtschaftler sich eine Betriebsdisposition überlegen 
muß, die den Bezug von Rohstoffen und Hilfsmitteln 
und die Vorratshaltung in  gleicher W eise berücksich
tigt wie den technisch richtigen Ablauf der Fertigung 
und den Absatz des Endproduktes. In jeder Wirtschaft 
ist eine Planung im Sinne einer Betriebsdisposition 
notwendig, und es ist deshalb falsch, den Begriff der 
Landesplanung mit planwirtschaftlichen Ideen zu iden
tifizieren. Das zeigt am besten das Beispiel der landes
planerischen Arbeit in  England. ' Dort ist „Landes
planung" unter der konservativen Regierung begonnen 
und von der Labour-Reglerung fortgeführt worden. Bei 
beiden Wirtschaftssystemen, dem marktwirtschaftlichen 
wie dem planwirtschaftlichen, ist die Notwendigkeit 
einer Landesplanung unter dem Gesichtspunkt der opti
malen Nutzung des Bodens anerkannt worden. Wenn 
man w eiter feststellen kann, daß es eine Landes
planung in der Demokratie der USA. ebenso wie in

der totalitär regierten Sowjetunion gibt, dann ergibt 
sich daraus, daß die Aufgaben der Raumordnung und 
Landesplanung unabhängig von einer speziellen 
Staatsidee ihre Geltung haben. Die Aufgabenstellung 
kann allerdings verschieden sein, ebenso wie die Art 
der Durchführung der für erforderlich gehaltenen Maß
nahmen.
Aus der Bindung der landesplanerischen A rbeit an den 
Boden und seine Nutzung im Rahmen einer vernünf
tigen Sozialordnung werden Raumordnung und Lan
desplanung häufig den Aufgaben des Städtebaues (Orts
planung) gleichgesetzt. Bei der Stadtplanung handelt 
es sich darum, die Entwicklung eines Stadtgebietes 
oder einer Ortschaft vorausschauend zu lenken und 
die hierbei erarbeiteten Grundgedanken in einem 
Flächennutzungs- und in einem Generalbebauungsplan 
festzulegen. Die Aufgabenstellung der Landesplanung 
scheint zunächst analog zu laufen, sie kann sich aber 
nicht auf den Bereich einer Ortschaft oder einer Stadt 
und auf bauliche Maßnahmen beschränken. Sie geht 
darüber hinaus und muß die Belange des S tädtebaues 
auswägend koordinieren, beispielsweise mit denen der 
Land- und Forstwirtschaft, des Bergbaues und der 
Energieversorgung, der W asser- und V erkehrsw irt
schaft, der Landespflege und des Naturschutzes. Sie 
muß industrielle Standortfragen und die Probleme des 
A rbeiterberufsverkehrs ebenso in  ihre Überlegungen 
einbeziehen wie die Erhaltung von Erholungsgebieten 
oder die heute besonders dringliche V erteilung der 
V ertriebenen und Flüchtlinge unter Berücksichtigung 
der industriellen und lajidwirtschaftllchen Tragfähig
keit des Raumes.
Ihren Niederschlag finden diese Überlegungen in 
einem Landesentwicklungsplan (Raumordnungsplan), 
der Richtlinien für die Bodennutzung enthält und dar
über hinaus alle diejenigen Maßnahmen zusammen
faßt, die im Interesse einer organischen Entwicklung 
dieses Teilraumes notwendig erscheinen. Die tech
nische Durchführung der Einzelmaßnahmen, die sich 
aus dem Landesentwicklungsplan ergeben (z. B. Boden
kartierung, Erfassung der ärundw asserbestände, Er
hebungen über den A rbeiterberufsverkehr, S truktur
untersuchungen), kann und soll niemals Aufgabe der 
Landesplanung selbst sein. Der Landesplaner soll auch 
keine Siedlungen, Autobahnen oder Talsperren bauen; 
das muß immer Sache der Fachressorts bleiben. Er 
kann derartige Vorhaben vorschlagen, soll ihre zweck
mäßige Einfügung in die Landschaft vorbereiten und 
für die organische Synthese der sich oft gegenseitig 
überschneidenden Vorhaben eines Gebietes verant
wortlich zeichnen. Die Ausweitung der industriellen 
Entwicklung in Deutschland, die Zunahme des V er
kehr® und das Anwachsen der Siedlungsgebiete w irkten 
sich durch immer umfangreicher werdende Landinan
spruchnahmen aus. W äre diese Entwicklung dem Spiel 
der freien Kräfte überlassen worden, so wär.e die 
Erhaltung der notwendigen landwirtschaftlichen Pro
duktionsflächen und der ebenso notwendigen Er
holungsflächen unmöglich geworden und hätte  den 
organischen Aufbau der Landschaft zerstört.
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ENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND 

Die Raumnot in den überbevölkerten westdeutschen 
Gebieten führte sdion im Jahre 1910 im Düsseldorfer 
Raum zur Bildung einer „Grünflädienkommission“ mit 
der Aufgabe, zusammenhängende Grünflädien und 
Verkehrslinien festzulegen. Die Gemeinsdiaftsarböit 
dieser Kommission fand bereits vor dem ersten W elt
krieg ihren Niedersdilag in  den allgemeinen Grund
linien eines Bebauungsplanes. Die Grünflächenkom
mission ist ihrer Zielsetzung und Arbeitsweise nach 
als Vorläufer der eigentlichen Landesplanung anzu
sehen. Aus dem Unterausschuß Essen dieser Kom
mission entwickelte sich 1920 der Siedlungsverband 
Ruhrkohlenbezirk. Der vorbildlidien Tätigkeit dieses 
Verbandes ist es zu danken, daß im Ruhrgebiet, das 
raummäßig gesehen durch seine M assierung von 
Menschen, Industrie- und Verkehrsanlagen zu einem 
überbeanspruditen neuralgischen Gefahrenpunkt zu 
werden drohte, neben der Erhaltung seiner Grün
flächen die Realisierung von Vorhaben der W irtschaft 
und des Verkehrs ohne schwere und nicht w ieder gut 
zu machende Schädigungen dieses Raumes ermöglicht 
worden ist.
Aus der Grünflächenkommission ging 1925 der Landes
planungsverband Düsseldorf hervor. In Anlehnung an 
diese Beispiele hatten sich in Mittel- und Ostdeutsch
land während des ersten W eltkrieges und in den 
20er Jahren durch Zusammenschluß der interessierten 
staatlichen Stellen und Wirtschaftsverbände Anfänge 
einer Landesplanung entwickelt. Ihre Aufgabe war die 
Bearbeitung einheitlicher Flächennutzungspläne mit 
dem Ziel, einen Generalsiedlungsplan aufzustellen 
unter Klärung der für alle Gebiete bedeutungsvollen 
Fragen, wie W ohngebiete, Industriestandorte, Eisen
bahnlinien, Durchgangsstraßen, Autostraßen usw. 
Diese Arbeiten, erforderten eingehende Erhebungen 
über Bevölkerungsbewegungen, Industriekapazität, 
Verkehrsbeziehungen und Verkehrsgrößen. Mit Aus
nahme des durch Preußisches Gesetz geschaffenen 
Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk waren alle 
diese Landesplanungsstellen auf Grund freier Verein
barungen entstanden mit der von den Mitgliedern 
übernommenen Verpflichtung, überörtliche Aufgaben 
gemeinsam zu lösen. Bemerkenswert hierbei ist, daß 
sowohl der Gesamtsiedlungsausschuß für den engeren 
mitteldeutschen Industriebezirk als auch der Siedlungs
bezirk für das Unterelbegebiet ihre Gemeinschafts
arbeit über verschiedene Staatsgrenzen hinweg er
streckten. So bestanden Anfang 1935 im damaligen 
Reichsgebiet rund 30 großräumige Landesplanungs
organisationen, und zwar besonders in den Brenn
punkten der Wirtschaft. Viele dieser Landesplanungs
verbände und -vereine hatten mit ihren Nachbarn 
engste Fühlung aufgenommen und teilweise gemein
same Arbeitsausschüsse gebildet. W ie' im Rheinland 
die gemeinsame Behandlung der Planungsinteressen 
der gesamten Provinz zur Schaffung der Landesplanung 
der Rheinprovinz geführt hatte, so drängte die Ent
wicklung allgemein w eiter zur Bildung großräumiger 
Zusammenschlüsse. Im Jahre  1929 kam es zu einem

losen Zusammenschluß der deutschen Landesplanungs
stellen in Form einer „Arbeitsgemeinschaft der Landes
planungsstellen" mit dem Ziel, ein einheitliches Ar
beitsverfahren zu entwickeln.
Die Mängel der bis dahin geschaffenen Landes
planungsstellen lagen darin, daß sie zunächst nur für 
Teilgebiete tätig waren. Ein übergeordneter Ausgleich 
w ar bis zum Jahre 1935 für den gesamtdeutschen Raum 
nicht vorhanden. Der Anstoß zu einer reichsrechtlichen 
Regelung der Landesplanung ging damals vom Er
nährungsministerium aus, das für den Schutz der land
wirtschaftlich genutzten Flächen verantwortlich war 
und sich einer ständig steigenden Landinanspruch
nahme durch die öffentliche Hand, beispielsweise für 
Autobahnen und andere öffentliche Bauvorhaben, 
gegenüber sah. Im Zuge der Aufrüstung kam en dann 
noch die umfangreichen Landanforderungen der Mili
tärstellen für Kasernenbauten, Übungsplätze und Flug
plätze hinzu. Die ersten reichsrechtlichen Regelungen 
durch das „Gesetz über die Aufsthließung von W ohn
siedlungsgebieten" vom 22. 9. 1933 und das „Gesetz 
über einstweilige Maßnahmen zur Ordnung des deut
schen Siedlungswesens" vom 3. 7. 1934 hatten vor- 

' wiegend noch baurechtlidien Charakter. Beide Gesetze 
brachten nur Teillösungen und beschränkten sich auf 
den Raum einer Gemeinde oder auf das Fachgebiet 
des Siedlungsbaues. Erst das „Gesetz über die Rege
lung des Landbedarfs der öffentlichen Hand" vom 
29. 3. 1935, der „1. und 2. Erlaß über die Reichsstelle 
für Raumordnung" vom 26. 6. 1935 und 18. 12. 1935 
sowie die „1, Verordnung zur Durchführung der 
Reichs- und Landesplanung“ vom 15. 2. 1936 schufen 
die Voraussetzungen für eine großräumige landes
planerische Arbeit. Die zusammenfassende über
geordnete Planung und Ordnung des deutschen Rau
mes wurde der neu geschaffenen Reidisstelle für 
Raumordnung übertragen. Gleichzeitig wurde be
stimmt, daß sie sich zur Durchführung ihrer Aufgaben 
der bestehenden Planungsverbände und -behörden be
dienen konnte. Auf Grund dieser Ermächtigung w ur
den die vorhandenen Landesplanungsstellen zu einer 
einheitlichen Organisation zusammengefaßt, indem in 
Preußen für jede Provinz, im übrigen Reich für jedes 
Land eine Landesplanungsgemeinschaft eingerichtet 
wurde, deren M itgliedorzusammensetzung und A rbeits
weise ungefähr der der übernommenen Verbände und 
Vereine entsprach. Man baute also auf den vorhan
denen und bereits bewährten Arbeitsm ethoden auf in 
der Erkenntnis, daß eine rein verwaltungsrechtlich 
bürokratische Lösung dem W esen der Landesplanung 
nicht entsprach. Daneben wurden Planungsbehörden 
mit einem Generalreferenten für Raumordnung ein
gerichtet. Dieser w ar gleichzeitig Landesplaner des 
betreffenden Gebietes und als solcher Geschäftsführer 
der Landesplanungsgemeinschaft. W ährend in den 
Landesplanungsgemeinschaften die Raumordnungs
pläne unter gemeinschaftlicher Anteilnahme der Be
teiligten entwickelt wurden, nahmen die Planungs
behörden die notwendigen behördlichen Funktionen 
wahr. Bei den Regierungspräsidenten und den ent
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sprechenden Dienststellen außerhalb Preußens wurden 
Bezirksstellen der Landesplanungsgemeinschaften er
richtet, deren Arbeit sich auf das kleinere Gebiet des 
betreffenden Regierungsbezirkes usw. beschränkte. 
Später wurden den Regierungspräsidenten die Redite 
von Bezirksplanungsbehörden übertragen. Die Zeit 
von 1935 bis zum Ausbruch des zweiten W eltkrieges 
w ar zu kurz, um schon ein abschließendes und in 
jeder W eise objektives Urteil über die Vor- und 
Nachteile dieses organisatorischen Aufbaues abgeben 
zu können. Sicher ist jedoch, daß in dieser Regelung 
der erste Ansatz zu sehen ist, aus der kleinräumigen 
Raumordnung zu einer großräumigen Betrachtungs
weise zu kommen und die Erfordernisse des gesamt
deutschen Raumes erstmalig aus einer übergeordneten 
und zusammenfassenden Schau zu sehen. Die verschie
densten Ansätze hatte es schon vorher gegeben, sie 
w aren deshalb keine Erfindung des Dritten Reiches; 
aber die erwähnten gesetzlichen Grundlagen hatten 
erst die Voraussetzungen für einen geschlossenen 
organisatorischen Aufbau der Landesplanung für das 
Reichsgebiet geschaffen.
Mit dem Zusammenbruch im April 1945 zerfiel zu
nächst die äußere Organisation der Landesplanung, 
gefördert durch die unzutreffende Auffassung, daß es 
sich bei der Landesplanung um eine nationalsoziali
stische Einrichtung gehandelt habe. Es zeigte sich je 
doch bald, daß die Probleme die gleichen geblieben 
w aren und daß durch die Abtrennung großer Gebiets
teile und die Aufnahme von Millionen von Flücht
lingen die Raumnot nur noch brennender geworden 
war. Infolgedessen wurde die Arbeit der Landes
planung auf Länderbasis weitergeführt bzw. wieder 
aufgenommen. Durch die Zonenzerschneidung Deutsdh- 
lands w ar eine einheitliche Behandlung der Landes
planung nicht möglich, und so kam es auf dem Gebiet 
der landesplanerischen Arbeit zu einer in  Arbeitsweise 
und Aufgabenstellung oft recht unterschiedlichen 
Lösung. W enn daher heute die Landesplanung in 
einem Lande dem M inisterpräsidenten direkt unter
stellt, in anderen Ländern beim Wirtschaftsministerium, 
Arbeitsministerium oder beim Innenministerium 
untergebracht ist, so ist diese Vielfalt der Lösungen 
nur aus dem damals oft notwendigen Zwang zur Im
provisation auch auf dem Gebiet der Verwaltung zu 
erklären. Es ist aber wohl kein Zufall, daß die orga
nisatorische Stellung der Landesplanung in dem w irt
schaftlich bedeutendsten deutschen Bundesland Nord
rhein-W estfalen in ihren Grundzügen auch heute dem 
früheren Aufbau der Reichs- und Landesplanung ent
spricht. Dort ist die Landesplanungsbehörde in die 
Staatskanzlei eingegliedert und untersteht dadurch 
unm ittelbar dem M inisterpräsidenten, wodurch eine 
Bindung an eines der Fachministerien verm ieden ist. 
Ebenso sind die im Land Nordrhein-W estfalen be
stehenden Landesplanungsgemeinschaften beibehalten 
worden, ein Beweis dafür, daß sich die freiwillige 
M itarbeit dieser Gremien auf die A rbeit der Landes
planung befruchtend und anregend ausgewirkt hat. 
Ähnliche Lösungen sind in Schleswig-Holstein und

Hessen festzustellen. Da das Schwergewicht der landes
planerischen Arbeit im Zuge des föderalistischen Auf
baues der Bundesrepublik heute bei den Ländern 
liegt, ist ein an sich erstrebensw erter einheitlicher 
organisatorischer Aufbau und eine einheitliche A rbeits
weise von den verfassungsmäßigen Bestimmungen der 
Länder abhängig.
Es wäre wünschenswert, wenn insbesondere die in den 
vergangenen Jahren bewährte , Form der Landes
planungsgemeinschaften in allen Ländern w ieder ein
gerichtet würde. Ihre Organisationsform hat sich schon 
in den ersten Anfängen landesplanerischer Zusam
menschlüsse aus der Arbeit heraus entwickelt, und sie 
kann deshalb für die Tätigkeit der Landesplanung als 
geradezu typisch angesehen werden. Als Mitglieder 
der Landesplanungsgemeinschaft kommen die Selbst
verwaltungskörperschaften und kommunalen Spitzen
verbände in Frage, die den unteren und höheren staat
lichen Verwaltungsbezirken des Planungsraum es ent
sprechen, die landschaftlichen, mit der großräumigen 
Planung befaßten Landesbehörden, vornehmlich des 
Verkehrs, der gewerblichen W irtschaft und der Land- 
und Forstwirtschaft, des Bergbaues, des A rbeitsein
satzes usw., ferner Verwaltungen der berufsstän
dischen Einrichtungen, nämlich die Industrie- und Han
delskammern, die Handwerkskammern, die V ertretun
gen der Landwirtschaft, A rbeitgeberverbände, Gewerk
schaften und die Flüchtlingsverbände. Endlich ist auch 
die M itarbeit der wissenschaftlichen Einrichtungen, 
die zur Förderung der Landesplanung berufen sind, 
unentbehrlich. Diese an der Planungsarbeit interessier
ten Kreise haben im Rahmen der Landesplanungs
gemeinschaften die V orarbeit für die Landesplanung 
zu leisten, und zwar unter der Lenkung des Landes
planers. Sie unterrichten sich über den bestehenden 
Zustand im Planungsraum und arbeiten in Gemein
schaft mit allen in Frage kommenden Stellen eine 
vorausschauende, gestaltende Gesamtplanung des 
Raumes aus (Landesentwicklungsplan), wobei sie im 
Falle von Überschneidungen einen Ausgleich zwischen 
den einzelnen Fachplanungen vornehmen müssen. 
Ihre Tätigkeit ist für den Landesplaner geradezu un
entbehrlich. Die Maßnahmen der Landesplanung lassen 
sich niemals durch behördliche Vorschriften dekre
tieren. Die Planungen entstehen naturgem äß in  dem 
Kreis der am W irtschaftsleben beteiligten Stellen und 
Persönlichkeiten. Für den Landesplaner ist es daher 
von unschätzbarem Nutzen, w enn er auf diese W eise 
im Rahmen der Landesplanungsgemeinschaft nicht nur 
von allen Vorhaben rechtzeitig Kenntnis erhält, son
dern weim er von vornherein die Planungen des einen 
Fachgebietes auf die der anderen und gleichzeitig auf 
die der Planungsbehörde vorschwebende Gesamtkon
zeption abstimmen kann. So entsteht in ständiger 
Fühlungnahme im Schöße der Landesplanungsgemein- 
schaft der Landesentwicklungsplan {Raumordnungs
plan), der dann durch die Autorität der Landes
planungsbehörde durchgesetzt wird. Die Praxis hat ge
zeigt, daß überall da, wo Landesplanungsgemeinschaf
ten bestehen, die Arbeit reibungslos vonstatten  geht,
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w ährend dort, wo dies nicht der Fall ist, Differenzen 
m it und un ter den einzelnen Fachressorts oft nicht ver
m eidbar sind.

ORGANISATORISCHE GEGENWARTSPROBLEME

Das für die westdeutsche Bundesrepublik geltende 
Grundgesetz gibt im Art. 75, Ziffer 4, dem Bund das 
Recht, auf dem Gebiet der Bodenverteilung, der Raum
ordnung und des W asserhaushaltes im Rahmen der 
konkurrierenden Gesetzgebung Rahmenvorschriften zu 
erlassen. Bisher hat der Bund von diesem Recht noch 
keinen Gebrauch gemacht. Auf Bundesebene werden 
Fragen der Raumordnung in der W eise behandelt, daß 
bei den in Betracht kommenden M inisterien Referate 
für Raumordnung eingerichtet sind. Das Innenministe
rium  hat neben einem Referat für Rechtsfragen der 
Raumordnung ein w eiteres für Koordinierung der 
Raumordnung auf der Bundesebene. Das Institut für 
Raumforschung Bonn in Bad Godesberg hat als Bun
desinstitution die Aufgabe, im Aufträge der Bundes- 
jninisterien Forschungsaufträge durchzuführen und 
Gutachten in Raumordnungsfragen zu erstatten. So ist 
z. B. ein  im Aufträge des Bundesministers für V er
triebene ausgearbeitetes Gutachten zur Grundlage der 
Umsiedlungsmaßnahmen für Flüchtlinge gemacht 
■worden.
Die deutsche Bundesrepublik wird in den kommenden 
M onaten und Jahren vor Entschlüsse von weittragend
ster Bedeutung gestellt werden. Ob es sich um die An
nahm e des Schuman-Planes, um die Verwirklichung 
einer Europaunion oder um die Frage eines deutschen 
W ehrbeitrages handelt oder ob es darum geht, die 
W iedervereinigung der heute noch willkürlich getrenn
ten deutschen Gebietsteile zu erreichen, alle diese 
Fragen werden sich nachhaltig auf den deutschen 
Menschen und auf den deutschen Raum auswirken. 
W enn erreicht werden soll, daß Europa im Endziel 
zu einem Bund organisch gesunder und lebenskräftiger 
S taaten wird, dann müssen diese Fragen auch unter 
dem Gesichtspunkt einer übergeordneten und inein
ander greifenden europäischen Raumordnung gesehen 
und ihrer Lösung näher gebracht werden.
Es ist deshalb die Frage, ob die derzeitige organisato
rische Zwischenlösung auf Bundesebene bei der Be
arbeitung von Raumordnungsfragen als zweckmäßig 
und glücklich angesehen werden kann. Diese Frage ist 
nach 1945 unter den Landesplanern der Länder immer 
w ieder besprochen worden, weil sich gerade in  den 
letzten Jahren  gezeigt hat, daß es nicht möglich ist, 
die Landesentwicklungspläne (Raumordnungspläne) der 

■ Länder nur unter Berücksichtigung der Gesichtspunkte 
des Einzellandes, losgelöst von den Erfordernissen der 
anderen Länder und ohne Rücksichtnahme auf den 
Gesamtraum, zu entwickeln. Raumordnungsarbeit ist 
ihrer N atur nach großräumig. Sie kann nicht vor Län
der- und in  letzter Konsequenz auch nicht vor S taats
grenzen haltmachen. Man denke nur an die Planungen 
des Verkehrs, der W irtschaft und der W asserw irt
schaft. Die ständige Konferenz der Landesplaner der 
Länder der deutschen Bundesrepublik hat bereits im

Juli 1949 einen Beschluß gefaßt, der die Einrichtung 
einer Bundesraumordnungsstelle fordert, die ihre 
Tätigkeit in engster Zusammenarbeit m it einem stän
digen Ausschuß der Landesplaner ausüben soll.
Das W ohnungsbauministerium hat in  einem kürzlich 
der Öffentlichkeit zur Diskussion vorgelegten Entwurf 
zu einem Baugesetz von Dr. Dittus die Eingliederung 
der Landesplanung in die Organisation der Baubehörde 
und auf Bundesebene das W ohnungsbauministerium 
als federführend für alle Raumordnungsfragen vor
geschlagen. Der Entwurf geht hierbei von der Auf
fassung aus, daß Landesplanung im engeren Sinne ein 
vorwiegend technisches Problem sei. Die Aufgaben der 
Raumordnung und Landesplanung sind aber — das 
muß mit besonderer Betonung herausgestellt werden 
— ihrem W esen und ihrer Arbeitsweise nach nie unter 
rein technischen Gesichtspunkten zu lösen. Die Sozial
struktur einer Landschaft kann niemals auf dem Reiß
brett mit Zirkel und Lineal dargestellt werden.
Dieses Beispiel zeigt aber deutlich, daß Raumordnung 
und Landesplanung ihrem W esen nach überressort- 
licher N atur sind, denn mit ähnlichen Argumenten und 
zum Teil mit besserer Berechtigung könnten auch das 
Ernährungsministerium als größter Landabgeber oder 
das Wirtschafts-, das Verkehrs-, das Arbeitsm iniste
rium oder andere Fachressorts die Raumordnung für 
sich in Anspruch nehmen. Die in Nordrhein-W estfalen 
durchgeführte und vorbildliche Organisation der Lan
desplanung würde — auf Bundesebene übertragen — 
bedeuten, daß eine Bundesstelle für Raumordnung 
keinem Fachministerium eingegliedert oder nachgeord
net, sondern dem Bundeskanzler (Vizekanzler) direkt 
unterstellt werden müßte. Eine solche Lösung würde 
die Gefahr von Kompetenzstreitigkeiten von vorn
herein ausschließen und bei engster Zusammenarbeit 
dieser Stelle mit den Fachministerien die Grundlage 
dafür geben, daß unter treuhänderischer Verwaltung 
des Gesamtraumes die Landesentwicklungspläne 
(Raumordnungspläne) der Länder zu einem gesamt
deutschen Raumordnungsplan weiterentwickelt w er
den können. Ein interm inisterieller Ausschuß, in dem 
die an der Raumordnungsarbeit interessierten M iniste
rien vertreten  sind, sowie ein Länderausschuß, dem 
die Landesplaner angehören, würden einer solchen 
Bundesstelle für Raumordnung als beratende Gremien 
zur Seite stehen müssen. Da das Schwergewicht der 
Raumordnungsarbeiten auch w eiterhin bei den Län
dern liegen wird, könnte diese < Bundesstelle personell 
sehr klein gehalten werden.

INTERNATIONALES INTERESSE 

Welches Interesse das Ausland der landesplanerischen 
A rbeit in zunehmendem Maße entgegenbringt, zeigte 
sich deutlich auf dem XX. Internationalen Kongreß für 
W ohnungswesen und Städtebau Ende August 1950 in 
Amsterdam, auf dem neben den im Vordergrund 
stehenden städtebaulichen Problemen auch die Durch
führungsmöglichkeiten landesplanerischer Maßnahmen 
in den einzelnen Ländern eingehend behandelt w ur
den. Zu diesem Thema lagen Berichte aus 15 verschie
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denen Ländern, u. a. aus Äthiopien, Dänemark, der 
Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbritan
nien, Italien, den Niederlanden, Norwegen, Österreich, 
Schweden, der Schweiz und den USA. vor.
Es w ar festzustellen, daß die Gedanken einer gesunden 
wirtschaftlichen Raumordnung und Landesplanung in 
den Berichtsländern in ganz verschiedener Form zur 
Durchführung kommen. Die Erkenntnis der im Inter
esse der Sache erforderlichen Abgrenzung der Auf
gaben zwischen Städtebauplanung und Landesplanung 
hat sich erst zum Teil durchsetzen können. Von der 
M ehrzahl der Berichterstatter wurde aber heraus
gestellt, daß die Notwendigkeit einer umfassenden, 
koordinierenden und vorausschauenden landesplane
rischen A rbeit von staatlichen, kommunalen und 
wirtschaftlichen Stellen in immer stärkerem  Maße 
anerkannt und daß an der praktischen Durchführung 
der erforderlichen Maßnahmen weitgehend m itgearbei
tet wird. In anderen Ländern dagegen, z. B. in Öster
reich und der Schweiz, stecken Landes- und Regional
planung noch in den Anfängen, weil einmal die Be
reitschaft zur Einordnung der Einzelinteressen in den 
Gesamtrahmen und zum anderen ausreichende gesetz
liche Regelungen fehlen.
Der Generalberichterstatter des Kongresses zur Frage 
der Stadt- und Landesplanung, Prof. Uno Ähren, 
Schweden, stellte als Ergebnis der 15 Länderberichte 
folgende 6 Punkte heraus '): >
1. Die gesetzlichen H andhaben sind m eist ungenügend oder zu 

kom pliziert. Eine w irksam e, einfadie Planungsgesetzgebung zu 
sdiaifen, ist d ie grundlegende V oraussetzung für eine  frudit- 
bringende Arbeit.

2. Es fehlt an  horizontaler und ve rtika le r K oordination in  der 
V erw altung.

3. Die R egierungen le is ten  zu w enig finanzielle Hilfe.
4. Die Zeit der .Idealp läne" is t vorbei. O hne realistisd ie , aber da

bei flexible Pläne kann m an die W irtsd iaftler nicht überzeugen. 
Jedem  Plan so llten  eine K alkulation und ein Investitionspro
gramm beigefügt sein. A ber beim Übergang vom  idealistisd ien  
zum realistischen Planen muß um jeden  Preis verm ieden w er
den, daß aus der V orsorge für mensctilidies W ohlergehen auf 
lange Sicht un ter dem ungeheuren  wirtschaftlichen Druck ein 
kurzsichtiges Flickwerk w erde.

5. Es kommt noch zu oft vor, daß d ie Planer nicht d ie V eran t
w ortlichkeit der V olksvertre te r verstehen  und um gekehrt. Die 
Kluft zwischen dem M ann der T at und dem des Denkens, von 
der im Zusam m enhang mit der Philosophie des Planers die Rede 
w ar, muß nicht vorhanden  sein. Die Lösung heißt Koordinierung 
in  der W eise, daß die beiden  im Planungsvorgang w irkungsvoll 
zusam m engebracht w erden.

6 . P lanungsziele und S tandards sind nicht immer k lar genug fest
gelegt. Die Festlegung solcher S tandards is t aber möglich, 
m ögen sie auch in  verschiedenen Ländern variieren . M ehr For
schung, technisch, wirtschaftlich und soziologisch, is t unbedingt 
nötig , ebenso m ehr A ufklärungstätigkeit. W enn d ie Bevölkerung 
nicht weiß, w as Planung bedeutet, w ird sie selbstverständlich 
negativ  darauf reag ieren , da m an eher geneigt ist, die Nach
te ile  zu sehen als die V orteile . Die Leute haben es nicht gern, 
.geplant" ^zu w erden — sie m üssen m itarbeiten . W enn sie erst 
einm al verstehen , w as d ie Planung im In teresse  der Bevölke
rung will, w erden sie d ie Idee unterstü tzen . Das größte Hemm
n is ist, daß es heu te  noch an  diesem  V erständnis m angelt.

AUSGLEICH DER INTERESSEN 

Die Darstellung der Rechtsform und des verw altungs
mäßigen Aufbaues der Landesplanungsstellen könnte 
zu dem Eindruck führen, daß es sich hierbei nur um 
eine Sparte von vielen aus der allgemeinen Verwal
tung handelt, die ordnungsmäßig und bürokratisch als 
„Raumpolizei" die Flächennutzung überwacht und als 
H üter der „Raum O r d n u n g “ gegen jede Raum-Un- 
ordnung unter Anwendung staatlicher Hoheitsbefug- 
>) s. .D er A ufbau“, Nr. 12/1950, S. 577.

nisse einschreitet. Raumordnung und Landesplanung 
so auffassen, hieße, die ihr gestellte treuhänderische 
Aufgabe einer organischen , Raumentwicklung ver
kennen. Eine wirklich fruchtbare A rbeit im Rahmen 
der Landesplanung ist nur durch die M itarbeit aller 
beteiligten Kräfte denkbar. Die strukturelle Entwick
lung eines Raumes soll nicht von verwaltungsm äßigen 
Überlegungen oder allein von Zweckmäßigkeits
gesichtspunkten bestimmt werden, sondern un ter A n
wendung von weit vorausschauenden Maßnahmen, die 
in gegebenen Fällen selbst vor revolutionär anm uten
den Lösungen nicht zurückschrecken dürfen. Die Lan
desplanungsgemeinschaften sind dabei die berufenen 
Gremien, in denen die Meinungen und Interessen aus 
den verschiedensten menschlichen Lebensgebieten ihr 
Forum finden und dem Landesplaner ein getreues 
Spiegelbild der in  seinem Plariungsraum w irkenden 
Kräfte vermitteln.

Die Arbeit des Landesplaners soll an einem kurzen 
Beispiel erläutert werden: Der Aufbau eines chemi
schen W erkes der Kohleveredelung ste llt an  den 
Träger dieser Aufgabe eine Reihe grundsätzlicher 
Standortüberlegungen; Nähe zur Kohle, günstige V er
kehrslage (Schiene, W asserstraße), Flächenbedärf 
unter Berücksichtigung künftiger Erweiterungen, An
forderungen an die Bodenbeschaffenheit (Fundamente), 
Deckung des Energie- und W asserbedarfs, Abwässer
verwertung, Arbeitereinzugsgebiet, A rbeiterberufs
verkehr, W ohnungsbau und — jetzt w ieder akut —  
Luftschutzgesichtspunkte. Der Unternehm er w ird sein 
Vorhaben entsprechend den technischen Erfordernissen 
und unter Berücksichtigung einer vernünftigen betriebs
wirtschaftlichen Rentabilität planen und müßte sich da
gegen wehren, wenn ihm im W ege eines V erw altungs
aktes ein Standort zugewiesen würde, der beispiels
weise durch Verkehrsferne zur Rohstoffbasis oder un
zulängliche W asserversorgung von vornherein eine 
Rentabilität in Frage stellte. Auf der anderen Seite 
bedeutet die Durchführung eines solchen Vorhabens 
in der heute üblichen Größenordnung mit seinem 
großen Flächenbedarf und seinen Forderungen an die 
Verkehrs- und W asserwirtschaft einen Eingriff in  die 
Landschaft, für deren strukturelle G esunderhaltung 
die Landesplanung verantwortlich ist. W enn allein der 
eigentliche W asserbedarf eines solchen Treibstoff
werkes dem einer m ittleren Stadt von 40—50 000 Ein
wohnern entspricht, dann w ird es verständlich, daß 
eine standortmäßige Fehlentscheidung unübersehbare 
Folgen allein schon für den stark  beanspruchten und 
überlasteten W asserhaushalt haben kann. Hier ist es 
Aufgabe der Landesplanung, durch Untersuchungen 
der Standortbedingungen beratend und klärend m it
zuarbeiten, die Frage der Landinanspruchnahme un ter 
Berücksichtigung der Bodengüte und der derzeitigen 
Bodennutzung in Zusammenarbeit mit den hierfür zu
ständigen Ressorts ebenso zu klären wie die der V er
kehrsbelastungen oder die der Wasserbeschaffung, um 
nur einige Beispiele anzuführen. Auch die Rentabili
tätserfordernisse des geplanten W erkes m üssen be
rücksichtigt werden, um Fehlinvestitionen zu verm ei
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den, so daß als Endlösung der Standort zur Entsdiei- 
dung gestellt werden wird, der sowohl für den Unter
nehm er die technischen und wirtschaftlichen Voraus
setzungen gibt, als auch vom Standpunkt der Landes
planung eine Störung des Gleichgewichts und der 
Struktur des Raumes ausschließt. Das erfordert prak
tisch von beiden Seiten, der des Unternehmers und 
der des Landesplaners, eine verständnisvolle Zusam
menarbeit, die nicht starr auf vorgefaßten Meinungen 
beharrt, sondern das Recht der freien Entscheidung der 
einen Seite ebenso anerkennt wie die Verantwortung 
der -anderen Seite vor der Allgemeinheit und die das 
Interesse des Arbeitnehmers in der gleichen Ent
schiedenheit in die Überlegungen einbezieht wie das 
Erfordernis einer gesunden Rentabilitätsgrundlage. Ein 
Zwang zur Annahme eines bestimmten Standortes muß 
deshalb abgelehnt werden, er würde auch den ver
fassungsmäßigen Grundrechten widersprechen. Das In
teresse der Allgemeinheit bleibt gewahrt, wenn dem 
Leiter der Landesplanungsbehörde ein Vetorecht zu
gestanden wird, von dem er allerdings nur im äußer
sten  Notfälle und nur dann Gebrauch machen wird, 
wenn nichtwiedergutzumachende Schädigungen der

Landschaft zu befürchten sind. Das bedeutet nicht 
Kompromiß um jeden Preis, sondern verständnisvolleB 
Einordnen des Einzelvorhabens in die Sozialordnung. 
Mag ein derartiges Beispiel manchem als Utopie er
scheinen, die Praxis des Landesplaners erfordert fast 
täglich derartige Entscheidungen, die im W ege einer 
vertrauensvollen Zusammenarbeit getroffen werden, 
und es ist daher auch kein Zufall, daß gerade von 
seiten der Selbstverwaltung, der Kommunal- und 
W irtschaftsverbände und von den V erbänden der 
freien W irtschaft wie von den Gewerkschaften der 
W ert der landesplanerischen Arbeit bejaht und durch 
freiwillige M itarbeit gefördert wird. Es ist w eiter kein 
Zufall, wenn kürzlich Finanzminister Schaffer in seiner 
Rede zum Finanzausgleich der Länder im Plenum des 
Bundestages darauf hingewiesen hat, daß das Miß
verhältnis von Menschenüberfüllung und wirtschaft
licher Tragfähigkeit der Flüchtlingsländer nur durch 
einen gesunden Bevölkerungsausgleich und durch in
vestitionspolitische Maßnahmen allmählich gemildert 
werden kann und daß beide nach den Erfordernissen 
einer ökonomischen Raumordnung abzustimmen sind.

S u m m a ry : R e g i o n a l  O r g a n i z 
a t i o n  o f  E c o n o m y  a n d  C o u n 
t r y  P l a n n i n g .  T h e  p ro b le m  o f th e  
b e s t  p o s s ib le  o rg a n iz a tio n  o f  e co n o m y  
w ith in  th e  a v a i la b le  s p a c e  a ro s e  w h en , 
i n  th e  c o u rs e  o f th e  la s t  c e n tu ry , s p a c e  
b e c a m e  ra re .  In  m a n y  c a s e s  th e  n e c e s 
s i ty  o f such  a n  o rg a n iz a tio n  w a s  s e e n  
to o  la te , w h e n  th e  d e tr im e n ta l  co n 
s e q u e n c e s  o f a  w ro n g  u ti l iz a tio n  o f th e  
la n d  b e ca m e  e v id e n t.  T h e  re g io n a l 
o rg a n iz a t io n  o f e c o n o m y  m u s t, in  d u e  
c o n s id e ra tio n  o f th e  e r ro r s  o f th e  p a s t, 
le a d  th e  w a y  to w a rd s  a n  o rg a n ic  
c o r re la t io n  b e tw e e n  m an , s p a c e  a n d  
tim e . T h e  to w n  p la n n in g  c o m m issio n  
e s ta b lis h e d  in  th e  D ü ss e ld o rf  d is t r ic t  
in  1910 w a s  th e  fo re ru n n e r  o f  th e  
■country p la n n in g  o rg a n iz a tio n s  p u rs u e -  
in g  th e  sam e  a im s. A t th e  b e g in n in g  
of 1935 a b o u t 30 la rg e  c o u n try  p la n 
n in g  o rg a n iz a tio n s  w e re  re c o rd e d  in  
th e  te r r i to ry  o f th e  R e id i th e  a c t iv it ie s  
o f  w hich , h o w e v e r , w e re  re s t r ic te d  to  
p a r t ia l  re g io n s . In  th e  y e a r s  o f 1935 
a n d  1936 th e  le g a l b a s is  fo r  a  re g io n a l 
c o u n try  p la n n in g  o rg a n iz a tio n  c o m p ris 
in g  th e  w h o le  te r r i to ry  o f th e  R eich 
w a s  e s ta b lis h e d . In  v ie w  o f th e  fe d e ra l  
s t ru c tu re  o f th e  W e s t G e rm an  R ep u b lic  
th e  re g io n a l  o rg a n iz a tio n  o f e co n o m y  
l i e s  n o w  in  th e  h a n d s  o f th e  g o v e rn 
m e n ts  o f  th e  L a e n d e r , th e  F e d e ra l 
‘G o v e rn m e n t, h o w e v e r ,  a cc o rd in g  to  
th e  b a s ic  la w , b e in g  a u th o r iz e d  to  
is su e  g e n e r a l  d ir e c t io n s  in  th e  fie ld s  of 
la n d  d is tr ib u tio n , c o u n try  p la n n in g  a n d  
w a te r  s u p p lie s . T h e  F e d e ra l  G o v e rn 
m e n t so fa r  d id  n o t  m a k e  a n y  u s e  o f  
th is  a u th o riz a tio n . T h e  e s ta b l is h m e n t  o f 
a n  in te r^ d e p a rtm e n ta l F e d e ra l  A u th o r i ty  
for c o u n try  p la n n in g  u n d e r  d ire c t  
co n tro l of th e  F e d e ra l  C h a n c e llo r  is  
recom m ended .

R ésu m é : P l a n i f i c a t i o n  r é g i o 
n a l e  e t  t e r r i t o r i a l e  e n  A l l e 
m a g n e .  T a n d is  q u 'i l  y  a v a i t  u n e  
a b o n d a n c e  d e  te r r a in s  i l  y  a  c e n t a n s , 
d e p u is  u n  m a n q u e  a l la n t  c ro is s a n t 
d 'e s p a c e  s 'e s t  fa i t  s e n t i r  q u i a  fa it 
n a î t r e  le  p ro b lè m e  d 'u n e  p la n if ic a tio n  
d o n t la  n é c e s s ité  g é n é ra le m e n t n e  fu t 
re c o n n u e  q u 'a u  m o m e n t o ù  le s  co n 
s é q u e n c e s  n é fa s te s  d e  m o d e s  d 'e x p lo i
ta t io n  im p ro p re s  o u  in o p p o r tu n s  p a ru 
r e n t  a u  g ra n d  jo u r .  E n  p le in e  c o n 
n a is s a n c e  d e s  e r r e u r s  fa ite s  on  d e s tin e  
le  s y s tè m e  d e  p la n if ic a tio n  à  r e o rg a 
n is e r ,  d a n s  le  se n s  d 'u n e  c o h é re n c e  
m e ille u re , le s  re la t io n s  m u tu e lle s  e n tr e  
l 'h o m m e , l 'e s p a c e  e t  le  te m p s . A  c a u s e  
d e  so n  m o d e  d e  t r a v a i l  e t  d e  s e s  b u ts , 
la  C o m m issio n  F o n c iè re , fo n d é e  e n  1910 
d a n s  le  d is t r ic t  d e  D u sse ld o rf, d o it ê t re  
r e g a rd é e  com m e p r é c u r s e u r  d e  la  p la n i
fic a tio n  ré g io n a le .  A u  d é b u t d e  1935 
le  te r r i to i r e  a lle m a n d  c o m p re n a it  e n 
v iro n  30 o rg a n is a t io n s  im p o r ta n te s  de  
p la n if ic a tio n  ré g io n a le .  A u  c o u rs  d es  
a n n e e s  1935/36 d e s  p ro je ts  d e  lo is  p o u r  
u n e  p la n if ic a tio n  e n g lo b a n t le  te r r i to ir e  
a lle m a n d  e n t ie r  fu re n t  é ta b lis . Q u a n t 
a u  m a n ie m e n t d e  la  p la n if ic a tio n  la  
R ép u b liq u e  F é d é ra le  a  m is  l 'a c c e n t  
s u r  le s  d é c is io n s  d e s  g o u v e rn e m e n ts  
d e s  L än d e r, p o u r  le s q u e lle s  c e p e n d a n t 
e lle  p e u t  r e n d re  o b l ig a to ire  —  c o n 
fo rm ém e n t à  la  Loi d e  B ase  —  d e s  
rè g le m e n ts  d e  c a d re  d a n s  le  d o m a in e  
d e  la  ré p a r t i t io n  d e s  te r r a in s ,  d e s  p la n s  
ré g io n a u x  e t  d e s  s e rv ic e s  h y d ra u liq u e s .  
J u s q u 'à  m a in te n a n t  le  g o u v e rn e m e n t 
de  B onn  n 'a  p a s  e n c o re  u s é  d e  sa  p r é 
ro g a tiv e .  L 'a u te u r  re c o m m a n d e  l 'é t a b 
lis se m e n t d 'u n  o ff ice  fé d é ra l  d e  p la n i
fic a tio n  q u i n e  s e r a i t  p a s  d e  la  com 
p é te n c e  d e s  m in is tè re s ,  m a is  p la c é  so u s  
le  c o n trô le  d ire c t  d u  c h an c e lie r.

R esu m e n ; O r d e n a c i ó n  t e r r i 
t o r i a l  y  p l a n i f i c a c i ó n  d e l  
p a í s .  C om o c o n s e c u e n c ia  d e  la  
e n o rm e  re d u c c ió n  te r r i to r ia l  d u ra n te  
lo s  ú ltim o s  c ie n  a ñ o s  se  p r e s e n ta  e l 
p ro b le m a  d e  u n a  o rd e n a c ió n  te r r i to r ia l  
c u y a  n e c e s id a d  n o  se  re c o n o c e , la s  
m á s  v e c e s , s in o  e n  e l m o m e n to  c u an d o  
s e  h a c e n  p a te n te  la s  p e r ju d ic ia le s  c o n 
s e c u e n c ia s  de  u n a  fa ls a  e  in d e fe n d ib le  
e x p lo ta c ió n  d e  la s  t ie r r a s .  H a b ie n d o  
re c o n o c id o  c la ra m e n te  lo s  e r ro r e s  
co m e tid o s  s e  fo rm u la  la  e x ig e n c ia  d e  
q u e  la  o rd e n a c ió n  te r r i to r ia l  d i r i ja  la s  
c o rre la c io n e s  e n t r e  e l h o m b re , e l 
e sp a c io  y  e l tie m p o  e n  c am in o s  o rg á n i
c o s  p a s a n d o  e l  c o n o c im ie n to  d e  e s to s  
e r ro re s .  La co m is ió n  c o n s ti tu id a  en . 
1910 e n  la  z o n a  d e  D ü ss e ld o rf  p a ra  lo s  
e s tu d io s  te r r i to r ia le s  d e b e  s e r  c o n s id e 
ra d o , s e g ú n  su  m o d o  d e  o p e ra r ,  com o 
la  p re c u r s o ra  d e  la  p la n if ic a c ió n  d e l 
p a ís . A  p r in c ip io s  d e l  a ñ o  1935 e x is t ía n  
e n  e l t e r r i to r io  d e l a n tig u o  im p e rio  
a le m á n  30 g ra n d e s  o rg a n iz a c io n e s  
p la n if ic a d o ra s  te r r i to r ia le s ,  la s  q u e  no  
e ra n  c o m p e te n te s  s in o  p a ra  z o n a s  
p a rc ia le s .  En 1935 y  36 fu e ro n  c re a d a s  
la s  c o n d ic io n e s  le g a le s  p a ra  u n a  o rd e n 
a c ió n  te r r i to r ia l  q u e  a b a r c a  to d o  e l 
te r r i to r io  d e l im p e rio  a le m á n . La 
e s tr u c tu ra  fe d e ra tiv o  d e  la  R e p ú b lic a  
F e d e ra l  h a  p u e s to  la  in c u m b e n c ia  d e  
la  o rd e n a c ió n  te r r i to r ia l  a  lo s  g o b ie rn o s  
d e  lo s  L a e n d e r, p e ro  e l  g o b ie rn o  fe d e ra l  
d ic ta  lo s  re g la m e n to s  b á s ic o s  re fe re n te s  
a  la  d is tr ib u c ió n  d e  la s  t ie r r a s ,  d e  la  
o rd e n a c ió n  te r r i to r ia l  y  d e  l a  p ro v is ió n  
d e  a g u a . El g o b ie rn o  fe d e ra l  n o  h a  
h e d ió  to d a v ía  n in g ú n  u so  d e  e s te  
d e re d io .  C o rre s p o n d ie n te  a l  c a r a c te r  
d e  la  o rd e n a c ió n  te r r i to r ia l  se ' r e 
c o m ie n d a  la  fo rm ac ió n  d e  u n a  a u to r id a d  
e le v a d a  fe d e ra l  q u e  t ie n e  a  s u  in 
c u m b e n c ia  e l e s tu d io  d e  la  o rd e n a c ió n  
te r r i to r ia l  q u e  d e b e  e s ta r  su b o rd in a d o  
a l C a n c il le r  F e d e ra l.
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